
jW, 19.05.2026

Vor der Klassenjustiz

Langfassung des Plädoyers von Daniela Klette 
vor dem Landgericht Verden
Die mutmaßliche frühere RAF-Militante Daniela Klette hielt am 12.Mai 2026 vor dem 
Landgericht Verden ihr Schlussplädoyer im Verfahren wegen 13 Überfällen auf 
Geldtransporter und Kassenbüros von Supermärkten, die sie während ihres Lebens in der 
Illegalität zusammen mit ihren weiterhin gesuchten Mitbeschuldigten Burkhard Garweg und 
Ernst-Volker Staub begangen haben soll. Das ursprünglich handschriftlich verfasste Plädoyer 
wird hier in einer redaktionell geringfügig bearbeiteten Fassung ungekürzt dokumentiert. 
(jW) 

Nun geht dieses erste lange Verfahren gegen mich zu Ende. Im Verlauf des Prozesses hat sich die 
Einschätzung, die es von Beginn an gab, bestätigt. Und es ist überdeutlich geworden: Fahndung und 
Verfahren sind politisch bestimmt. Es geht hier darum, unbedingt Herrschaft und Unterwerfung 
durchzusetzen. Das hat die Staatsanwaltschaft mit ihrem Plädoyer noch mal unterstrichen. Es geht 
nicht um einzelne Taten und auch nicht so sehr um mich, sondern darum, eine Geschichte radikalen 
linken Widerstands zu delegitimieren und abschreckend zu bestrafen. 

Ich danke allen, die mich solidarisch begleitet haben, hier im Saal, von außen, vor den 
Knastmauern, mit Briefen, Karten und Gedanken. Und auch meinem Anwalt Ulrich von Klinggräff, 
der leider sehr krank geworden ist und deshalb nicht mehr hier sein kann. An sie alle sowie an den 
Teil der Öffentlichkeit, die sich dafür interessiert, richtet sich das, was ich heute sagen werde. 

Ich möchte kurz etwas zu meiner Geschichte sagen, die auch die Geschichte vieler anderer 
Genossinnen und Genossen ist. Viele, die mir geschrieben haben, sind so jung, dass sie die Zeit in 
den frühen Siebzigern bis in die Neunziger in Westdeutschland nicht miterlebt haben. Oder sie sind 
in Ostdeutschland aufgewachsen oder an anderen Orten der Welt. Ich habe das ohne den Anspruch 
auf Vollständigkeit geschrieben und hoffe aber, dass aus dem Gesagten klar wird, warum ich die 
Suche nach einer besseren Welt, in der Kapitalismus, Rassismus und Patriarchat überwunden sind, 
und den Kampf darum verteidige. 

Und warum ich hier auch das Recht, sich ein Leben in der Illegalität aufzubauen und zu erhalten, 
auch wenn es »nur« darum geht, sich der Repression des Staates zu entziehen, verteidige. Das ist 
völlig unabhängig davon, dass letzteres für mich seit mehr als zwei Jahren vorbei ist. Deshalb ist es 
meine Sache, dies alles, soweit möglich, von hier aus zu tun. 

Als Jugendliche spürte ich, dass ein Leben nach kapitalistischen Regeln zerstörerisch ist. Menschen 
sind soziale Wesen und auf Kooperation ausgerichtet. Aber die Unterwerfung unter die im 
Kapitalismus produzierten Zwänge der Vereinzelung durch Konkurrenz greift dies an und schafft 
Fremdheit und Distanz untereinander. Das Funktionieren zu müssen, ohne zu fragen wofür, und das 
Nachjagen, um irgendwelchen von diesem System produzierten Bildern und Normen zu 
entsprechen, schaffen Distanz zu sich selbst. 
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Natürlich hatte ich dafür noch keinen Begriff und keine genaue Erklärung. Aber ich fühlte mich 
zerrieben durch den Druck und die Niedergeschlagenheit, die dies alles erzeugte, und meine 
Abwehr dagegen wuchs. Deshalb bewegten mich schon früh Fragen nach einem anderen Leben, das 
doch möglich sein musste. 

Das war so, obwohl ich zu Hause großes Glück hatte. Meine Eltern waren offene Menschen. Meine 
Mutter war wohl schon immer so. Mein Vater, der als Junge in die HJ (Hitlerjugend, jW) kam und 
als Jugendlicher im Krieg auf der Seite der Nazis stand, hat sich nach 1945 intensiv mit den 
Verbrechen des Nationalsozialismus auseinandergesetzt und für sich daraus Konsequenzen gezogen. 
Beide wollten ihren Kindern menschliche Werte vermitteln. So durfte ich Freundinnen und Freunde 
von überall her haben, sowohl was die Länder, die Hautfarbe als auch die gesellschaftliche Stellung 
betraf. In der Anfangszeit der Arbeitsmigration waren einige von ihnen aus Spanien, Italien, 
Portugal. Durch den Kontakt mit diesen Freundinnen und Freunden hatte ich die Möglichkeit, etwas 
von ganz unterschiedlichen Lebensweisen mitzubekommen. Das war schon etwas Besonderes. Nur 
eine meiner Schulfreundinnen und -freunde durfte mit uns raus auf die Straße. Wie überall waren 
auch in unserer Nachbarschaft rassistische Haltungen gegenüber Migranten verbreitet. So mussten 
meine Eltern gegen die Kritik von Lehrerinnen und Lehrern standhalten, die besorgt meinen 
»Umgang« beobachteten. Ich bekam auch sonst mit, wie ablehnend und ausgrenzend das Verhalten 
gegenüber Arbeitsmigranten war. Ich habe Container gesehen, in denen türkische Bauarbeiter zu 
mehreren eingepfercht hausen mussten. um dann wieder ihre Knochen bei der harten Arbeit 
kaputtzumalochen. Sie sollten sich zwar bei der Arbeit maximal auspressen lassen, aber bloß kein 
gleichberechtigter Teil dieser Gesellschaft werden. Auch diese Ungerechtigkeiten brachten mich 
auf. In der Schule ging es nicht ums Miteinander, nein, es sollte uns eingetrichtert werden, dass es 
immer ums »Besser sein«, besser selbst als die beste Freundin, ginge. Und darum mitzuhalten, um 
eine Karriere erreichen zu können, die es ermöglicht, am als erstrebenswert behaupteten Konsum 
teilnehmen zu können. Einem Konsum, der nicht an den wirklichen Bedürfnissen ausgerichtet ist, 
sondern für den die Bedürfnisse zur Steigerung des Gewinns der Konzerne künstlich erzeugt 
werden. Es ist heute noch genauso, dass einem vorgemacht wird, dass nicht zählt, wie du bist, 
sondern was du hast, wie du aussiehst und was du leistest. Für den wachsenden Profit des Kapitals, 
das bestimmt hier deinen Wert. Damals habe ich mich oft gefragt‚ was an mir falsch ist, weil ich 
keinerlei Anziehungskraft verspürte mitzuhalten. Im Gegenteil entzogen mir alle Versuche, mich 
dem zu unterwerfen‚ jede Energie aus allen Fasern. Davon niedergedrückt zu sein, löste sich erst 
auf, als ich mit Freundinnen aus der Sponti- beziehungsweise undogmatischen Linken 
zusammenkam. Wir setzten uns mit Texten des sozialistischen Patientenkollektivs, wie zum 
Beispiel mit dem Buch »Aus der Krankheit eine Waffe machen« auseinander, was mich sehr 
beeindruckt hat. 

Durch diese Auseinandersetzungen lernte ich, dass meinem Verlorensein kein individuelles Problem 
zugrunde lag, sondern in den gesellschaftlichen Verhältnissen begründet war. Dies zu begreifen, 
öffnete die Augen noch weiter für die Ungerechtigkeit um uns herum. Die brutale imperialistische 
Ausbeutung und Unterdrückung in vielen Teilen der Welt und die Kriege, die von den reichen 
kapitalistischen Ländern ausgingen. Auf keinen Fall wollte ich dabei zur Komplizin werden. Es 
wurde zu meiner Überzeugung, dass in der Überwindung dieser Verhältnisse die Hoffnung auf ein 
freies und menschenwürdiges Leben für alle liegt, das es zu erobern gilt. 
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Diese Überzeugung hat mich seitdem nie wieder verlassen. Denn jedes Jahrzehnt, jedes einzelne 
Jahr und jeder Tag bringen neue Belege dafür, dass innerhalb des Kapitalismus die 
Menschheitsprobleme nicht lösbar sind. Im Gegenteil: Sie spitzen sich immer weiter zu. 

Zusammen mit vielen anderen wollte ich mich diesem System, das die Menschen sich selbst 
entfremdet, nicht unterwerfen. Wir wollten als die gesehen werden, die wir sind, ohne Lügen und 
Bildern zu entsprechen, die von der Konsum- und Leistungsgesellschaft vorgesetzt wurden. Darin 
wollten wir nicht gefangen bleiben und uns selbst und die vom Kapitalismus bestimmte 
Gesellschaft verändern. 

Das war circa Mitte der siebziger Jahre. Es wehte noch ein Hauch der achtundsechziger Bewegung 
des Aufbegehrens gegen die noch immer beziehungsweise neu von Nazis durchsetzten Institutionen 
und Politikerposten und die vom Faschismus geprägten Denkweisen in der Gesellschaft. 

Es hatte den Aufbruch einer internationalistischen, revolutionären Linken gegeben, mit riesigen 
Demonstrationen in Solidarität mit dem vietnamesischen Befreiungskampf gegen die US-
Aggression und mit dem damals stark von der revolutionären iranischen Linken getragenen Kampf 
gegen das faschistische Schah-Regime im Iran. 

Aber es hatte auch den ersten in diesem Aufbruch von der Polizei ermordeten Demonstranten 
gegeben. Am 2. Juni 1967 war der Student Benno Ohnesorg bei einer Demonstration gegen die 
Komplizenschaft der BRD mit dem faschistischen Schah-Regime von einem Polizisten erschossen 
worden. 

Es hatten schon die Angriffe der RAF gegen die US-Hauptquartiere in Frankfurt und Heidelberg, 
von wo aus die Luftangriffe der US-Armee in Vietnam koordiniert wurden, stattgefunden. Auch die 
Bewegung 2. Juni und die Revolutionären Zellen hatten sich damals gegründet. Und später kam 
noch die von Frauen organisierte Rote Zora dazu. 

In der Schule waren noch Reste des 68er Aufbruchs zu spüren. Trotz der Berufsverbote gab es 
einige Lehrerinnen und Lehrer, die mit uns andere Formen des Unterrichts praktizierten, die auf das 
Zusammen.ernen und nicht auf Konkurrenz ausgerichtet waren. Wir lasen Bücher wie z.B. von B. 
Traven über Widerstandsgeschichten aus Lateinamerika oder »Die verlorene Ehre der Katharina 
Blum« von Heinrich Böll. In Religion erfuhren wir von der Befreiungstheologie in Lateinamerika 
und von Priestern, die sich dort dem Kampf um Befreiung angeschlossen hatten. Wie Dom Hélder 
Câmara in Brasilien und Camilo Torres in Kolumbien. 

Das alles, aber auch die Tatsache, dass diese Lehrerinnen vor unseren Augen diszipliniert und 
versetzt wurden, hat mich mehr über die weltweiten Verhältnisse und die Rolle und Realität der 
BRD lernen lassen. Uns empörte auch, dass es zu dieser Zeit kein Teil des Lehrplans war, sich 
umfassend mit dem Nazifaschismus auseinanderzusetzen. Geschweige denn über Konsequenzen, 
die daraus gezogen werden mussten. Im nachhinein gesehen kein Wunder, denn es waren keine 
grundlegenden Konsequenzen vorgesehen. 

Unser Wissen darüber eigneten wir uns außerhalb der Schule an. Ich erinnere mich an ein von 
linken Studentinnen zusammengestelltes Ringbuch. »Lernen von unten« hieß es, glaube ich. Daraus 
erfuhren wir von der Verantwortung des Kapitals für die Machtübernahme des Faschismus und von 
der ganzen Dimension der menschlichen Katastrophe, der brutalen Verfolgung der linken 
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Arbeiterbewegung und der linken Intellektuellen, der grausamen Vernichtungspolitik gegen die 
jüdische Bevölkerung, gegen Roma und Sinti, von KZs und Euthanasie, der Ausmerzung jeglicher 
Opposition, vom zurückgeschlagenen Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion, der mehr als 25 
Millionen Sowjetbürgern das Leben gekostet hat, von Überfällen und Besatzung in Ost- und 
Westeuropa, aber auch vom europaweiten antifaschistischen und kommunistischen Widerstand 
dagegen. 

In dieser Zeit luden ältere Schülerinnen und Schüler auch zu Filmvorführungen und Diskussionen 
zum vietnamesischen Befreiungskampf ein. Wir bildeten ein Schulkollektiv, um im Schulalltag 
Forderungen durchsetzen zu können. 

Bis zum Alter von 15 Jahren hatte ich mich gegen den Gedanken gewehrt, dass Menschen, die für 
eine bessere Welt kämpfen wollen, diese mit Gewalt durchsetzen und verteidigen müssten. Mein 
Traum war eine gewaltfreie Veränderung. Der Blick in die Geschichte und in die Welt rückte immer 
klarer die Tatsache ins Bewusstsein, dass die mächtigen Nutznießer, die am meisten im 
kapitalistischen System verstrickt waren, jede grundlegende Veränderung mit brutalster Gewalt 
bekämpfen würden. Das Beispiel des von den USA aus gestützten faschistischen Militärputsches 
und die Ermordung Salvador Allendes in Chile 1973 hatten gezeigt, dass die Möglichkeiten und die 
Existenz jeder gewählten sozialistischen Regierung zermalmt werden würden, wenn sie sich nicht 
bewaffnet verteidigen konnte. 

»Dass du dich wehren musst, wenn du nicht untergehen willst, das wirst du doch einsehen« war 
damals eine Parole auf vielen Flugblättern und an vielen Wänden. In den Jahren meiner 
Politisierung in Karlsruhe habe ich immer wieder durch Parolen oder Plakate an den Wänden etwas 
von der RAF mitbekommen. Auch vom Kampf der politischen Gefangenen gegen die 
Isolationsfolter und die Solidarität mit ihnen. Bald habe ich das alles, auch ihre Hungerstreiks, 
bewusst mitverfolgt. Es hatte auf mich eine große Anziehungskraft, dass es da welche gab, die so 
entschieden gegen dieses System kämpften, von dem auch ich mich, genau wie viele andere, 
unterdrückt sah. 

Ich war 16, als ich mitbekam, dass man einen Menschen in Haft ermordete, der im Hungerstreik 
gegen die Folter der Isolationshaft kämpfte. Es war Holger Meins, der gegen die Verhältnisse 
aufgestanden war und im Gefängnis durch gezielte Unterernährung während der staatlichen 
Zwangsernährung und durch die Verweigerung von medizinischer Hilfe getötet wurde. 

Ich war 17, als der vietnamesische Befreiungskampf den US-angeführten Imperialismus besiegte. 
Der unglaubliche Sieg wurde auch mit weltweiter Solidarität erkämpft. Trotz Napalm, trotz der 
enormen Militärmaschinerie, die der Befreiungsbewegung entgegenstand, und trotz der Massaker 
an der vietnamesischen Bevölkerung, die die US-Militärs mit Hilfe und Komplizenschaft des 
Westens, allen voran Deutschlands, verübt hatten. 

Es war in vielen Ländern eine Zeit der Versuche der Befreiung und antikolonialer Kämpfe: zum 
Beispiel die Black Panther gegen die rassistische Unterdrückung und für die Revolution in den 
USA, der Kampf gegen die Apartheid in Südafrika oder der FSLN in Nicaragua gegen die Diktatur. 
Ich begann zu verstehen, was die Menschheit von Kapitalismus und Imperialismus zu erwarten hat. 
Ja, ich sah mich als Teil der weltweiten Bewegungen, die für die Befreiung von Ausbeutung und 
Unterdrückung gegen Kapitalismus und Patriarchat und gegen Krieg und Militarismus kämpften. 
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1976/77 habe ich angefangen, politische Gefangene zu besuchen. Der erste von ihnen war Johannes 
Thimme, der wegen angeblicher Unterstützung der RAF im Knast war und dort auch sofort in 
Isolationshaft kam. Dagegen wollte ich meine Solidarität ausdrücken und der Isolation etwas 
entgegensetzen. Als Antwort darauf begannen sie, mich mit Observationen zu terrorisieren. 1977 
standen zivile Polizeibeamte im Auto schon frühmorgens vor meiner Haustür und folgten mir im 
Schrittempo bis zur Schule. 

Nach 1977, als der Befreiungsversuch von elf Gefangenen aus der RAF gescheitert war und von 
den Stammheimer Gefangenen nur Irmgard Möller die Nacht des 18. Oktober 1977 schwerverletzt 
überlebt hatte, entschied ich mich, nach Wiesbaden umzuziehen Dort hatte ich Genossinnen und 
Genossen kennengelernt, mit denen zusammen ich die Solidarität mit den politischen Gefangenen 
weiterführen wollte. Wir sahen das als einen wichtigen und dringend notwendigen Teil des 
antiimperialistischen und antifaschistischen Kampfes an. 

Es wurde ein Leben voller Widerstandsaktivitäten gegen Isolation und für die Zusammenlegung der 
Gefangenen, der Solidarität mit den Befreiungskämpfen in Palästina, Südafrika, Nicaragua und El 
Salvador, mit türkischen Genossinnen und Genossen gegen den NATO-Putsch in der Türkei. 

Durch den Kampf in Solidarität mit den politischen Gefangenen entwickelten sich darüber 
hinausgehende Diskussionen und Freundschaften mit weiteren Genossinnen und Genossen aus 
Irland, dem Baskenland, Italien, Spanien und Frankreich. Und es gab Kontakte mit dem linken 
iranischen Widerstand. 

Die internationalen Befreiungsbewegungen standen für uns auch für den weltweiten 
Frauenbefreiungskampf. Leila Khaled von der PFLP in Palästina, Assata Shakur und Angela Davis 
aus der schwarzen Befreiungsbewegung in den USA und auch die Genossinnen aus den bewaffnet 
kämpfenden Gruppen in Westeuropa waren für uns Beispiele. Sie standen für Millionen Frauen 
weltweit. 

In den letzten Jahrzehnten zeigte das Beispiel der kurdischen Befreiungsbewegung, besonders in 
Rojava, wieviel Kraft für alle entsteht, wenn die Befreiung der Frauen ein bestimmender Teil des 
Kampfes ist. 

Wir lebten und organisierten unseren Alltag zusammen. Es gab Hausbesetzungen und den Kampf 
gegen die Startbahn West, gegen die Abholzung des Waldes und gegen die Kapazitätserweiterung 
des Frankfurter Flughafens und somit der US Air Base. Wir fuhren dorthin zu den teils friedlichen, 
teils militanten Sonntagsspaziergängen zur Startbahnmauer, machten politisches Theater, viele 
Treffen des Widerstands und Veranstaltungen, die sich gegen die imperialistische US- und NATO-
Politik richteten. Zusammen waren wir auf Demos in Solidarität mit den Befreiungsbewegungen in 
Nicaragua und El Salvador, gegen die Staatsbesuche von Reagan, dem damaligen US-Präsidenten, 
und Haig, dem damaligen US-NATO-Oberbefehlshaber, und in Solidarität mit den politischen 
Gefangenen. Die damals stattfindenden Angriffe der RAF gegen Haig und Kroesen sowie auf den 
US-Militärflughafen in Ramstein als Basis für deren Kriege in aller Welt und den Versuch in 
Oberammergau sahen wir in der Zeit der großen Mobilisierungen gegen die Stationierung von US-
Mittelstreckenraketen und die US-Counterkriege gegen die Befreiungsbewegungen als Stärkung 
unseres Widerstands und umgekehrt. 
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In dieser Zeit kam auch der Vorschlag von RAF und Action directe zur Bildung einer gemeinsamen 
Widerstandsfront im Kampf gegen die Formierung Westeuropas zum imperialistischen Block und in 
Solidarität mit den Befreiungsbewegungen. 

Der Staatsschutz schlug hart mit verstärkter Repression zu. Mehrere dem Staatsschutz bekannte 
antiimperialistische Genossinnen und Genossen wurden festgenommen. Die Bundesanwaltschaft 
schaffte sich mit der Konstruktion einer angeblich »legalen RAF« das Instrument, das es möglich 
machte, Genossen für viele Jahre in den Knast zu bringen durch Verurteilungen ohne Beweise für 
ihre angebliche Beteiligung an militanten Aktionen. 

Schon seit den Besuchen bei politischen Gefangenen wurden wir, und das »wir« beziehe ich auf 
viele Genossinnen und Genossen, damals nahezu auf Schritt und Tritt überwacht. Sie terrorisierten 
uns mit offensichtlichen Observationen, mit Kontrollen auch mehrmals am Tag, bei denen wir mit 
Namen angesprochen wurden und uns ausweisen sollten. In der Straße, in der wir wohnten, bauten 
sie oft Kontrollstellen auf, so dass keine Besucher ohne Registrierung zu uns gelangen konnten. Die 
andere Variante war, die verdeckten Observationen, die wir nicht bemerken sollten. 

Diese Observationen waren wie ansteckende Krankheiten, die sich von Person zu Person 
übertrugen. Wir mussten jedenfalls immer davon ausgehen, dass die »Herren des Morgengrauens« 
irgendwo lauerten. Es bedurfte großen Aufwands, sich wenigstens für einige Stunden sicher dieser 
Überwachung entziehen zu können, sei es, um sich mal ohne die Angst, abgehört zu werden, 
unterhalten zu können, sei es, um ein paar Parolen zu sprühen oder Plakate zu kleben. Es liegt ja auf 
der Hand, dass Widerstand sich niemals in solche Ketten legen lassen konnte, die bedeuten, jede 
Aktivität vom Staatsschutz kontrollieren zu lassen. Und selbstverständlich wollten wir auch nicht 
unser Gefühlsleben vor Bewachern ausbreiten. 

Schon in den 70er und 80er Jahren gab es immer wieder Genoss*innen, die bemerkten, wie das 
Netz um sie immer enger gezogen wurde, und die aus Angst und Verhaftung abtauchten, von der 
Bildfläche verschwanden und – einige, teilweise jahrelang – im Ausland lebten. 

Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre war es offensichtlich, dass es eine Neubestimmung und 
grundlegende Reflextion revolutionärer Politik geben musste. Denn einerseits hatten sich die 
internationalen Rahmenbedingungen tiefgreifend verändert, andererseits ging es darum, vergangene 
Erfahrungen aufzuarbeiten. Ich war damals eine von vielen, denen es nicht in den Sinn kam, sich 
angesichts des Epochenbruchs zurückzuziehen. Wir wollten den Zusammenbruch der Sowjetunion 
nicht als einen endgültigen Sieg des Kapitalismus akzeptieren. Es war klar, dass diese Schwächung 
der weltweiten sozialistischen Bewegung katastrophale Folgen haben würde. In der BRD führte sie 
zur Rückkehr der Bundeswehr als offen kriegführender Armee und gleich in den 
völkerrechtswidrigen Krieg gegen Jugoslawien. Sie führte zur Einverleibung der DDR durch die 
BRD, die auch über die Köpfe derer hinweg durchgesetzt wurde, die ihren Aufbruch in der DDR 
mit dem Ziel einer positiven Veränderung dort und jenseits des kapitalistischen Systems und der 
westdeutschen Realität begonnen hatten, und brachte den neoliberalen Angriff gegen erkämpfte 
soziale Errungenschaften mit sich. Und eine von der CDU angefachte rassistische Mobilisierung als 
Umlenkung eventuell ausgelöster Wut und entstehenden Widerstands. Gleichzeitig wurde 
nationalistischer Freudentaumel zelebriert. Dies wurde von den Rechten eifrig aufgegriffen und 
führte im geeinten Deutschland in West und Ost zu tödlichen Brandanschlägen wie in Solingen und 
Mölln und Überfällen auf Migranten, Geflüchtete und linke Menschen und deren Strukturen. Ich 
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erinnere nur an Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda und an Berichte von zur Zeit als Antifas 
vor Gericht Stehenden, die in ihrer Jugend dieser Atmosphäre im Osten Deutschlands ausgesetzt 
waren. 

Natürlich realisierten wir diese herbe Schwäche der Linken weltweit, und auch deshalb waren wir 
mit dem Gefühl unterwegs, alle Anstrengungen aufbringen zu wollen, um Antworten auf die vor uns 
liegenden Fragen zu finden und als radikale linke Kraft weiterhin existent zu sein. Die 
Auseinandersetzungen darum fanden zusammen mit Illegalen statt. Auf Dauer war es zu gefährlich, 
sich wieder und wieder aus der Situation der Observation abzusetzen und dann wieder 
zurückzukehren. 

Ich entschied mich dazu, mich diesen Bedingungen nicht weiter anzusehen (?, jW) und blieb also 
weg. Das war die Entscheidung dafür, Widerstand ganz zum Mittelpunkt meines Lebens zu machen, 
und die Kontakte und Diskussionen mit anderen Genossinnen und Genossen, die sich die gleichen 
Gedanken über das »Wie weiter?« und die Neubestimmung revolutionärer Politik machten, waren 
für mich zur Priorität geworden. 

Die RAF existiert seit 28 Jahren nicht mehr. Dass die RAF in meinem Leben eine wichtige Rolle 
gespielt hat, ergibt sich aus dem, was ich hier aufgeschrieben habe. Diese Genossinnen und 
Genossen standen für mich für die Möglichkeit, mit diesem System zu brechen und im 
fundamentalen Widerstand um Befreiung zu kämpfen. 

Durch die Auseinandersetzung über die ersten Aktionen der RAF während des Vietnamkrieges 
verstanden wir mehr über die Rolle der BRD und die weltweiten Machtverhältnisse und wie sich 
die Kämpfe international unterstützen können. 

Selbst aus den Gefängnissen heraus vermittelte der Kampf der Gefangenen gegen Isolationsfolter 
und um Kollektivität, Zusammensein und handeln zu können, mit denen, die das für sich wollten, 
eine Spur dessen, worum es überhaupt im Kampf um Befreiung geht. Nämlich um eine 
Gesellschaft, in der das »für alle« im Mittelpunkt steht und nicht Profit, Geld, Macht – nicht das 
Haben, sondern das Sein, und zwar zusammen. 

Das blieb lange so für mich unabhängig von Kritik, die ich schon damals an einigen Aktionen und 
diesen zugrundeliegenden Bestimmungen hatte. Auch unabhängig von der Erkenntnis der 
Notwendigkeit, sich mit Fehlern der Geschichte der radikalen und militanten Linken, also auch in 
der RAF, auseinanderzusetzen. 

Es kam die Vorstellung auf, dass der bewaffnete Kampf politisch verbindlich in eine Gegenmacht 
von unten eingebunden werden müsste. Die gesamte politische Situation lies das aber nicht zu. Die 
Auflösung der RAF und ihre Begründung fand ich völlig richtig. 

Wir haben als radikale oder militante Linke sicher auch viele Fehler gemacht, sicher aber nicht den, 
das Elend unserer Zeit schulterzuckend hinzunehmen. 

Natürlich würde ich gerne an einer Diskussion und am liebsten an Gesprächen über diese Epoche 
des Widerstands teilnehmen. Da hatte Burkhard Garweg völlig recht, als er das am Ende seines 
Briefes an Caroline Braunmühl schrieb. Eine Diskussion mit denen, die an irgendeinem Punkt Teil 
dieser Widerstandsgeschichte waren und all denen, die sich die Erfahrungen daraus für die Zukunft 
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des Widerstands aneignen wollen. Den Gerichtssaal finde ich nicht als den richtigen Ort für einen 
tiefgehenden Diskussionsbeitrag dazu. 

So wird eine Diskussion für mich schon im Ansatz erschwert. Besuche von ehemaligen Gefangenen 
aus der RAF und der Bewegung 2. Juni wurden mit den irrsten Begründungen abgelehnt. Außerdem 
wird bei den Besuchen jeder Satz für den Staatsschutz festgehalten, noch bevor ich einen Gedanken 
mit Besucherinnen und Besuchern zusammen hin und her denken konnte. 

Die Bundesanwaltschaft lässt jede meiner auch allgemeinsten Äußerungen zur 
Widerstandsgeschichte als »Beweise« einer Beteiligung an der RAF beschlagnahmen. und die 
wiederum werten sie als Beweis für meine Beteiligung an den mir von ihnen zugeschriebenen 
Aktionen. 

Ich sehe darin, sowie in den ausufernden Vorladungen, mit denen immer mehr Genossinnen und 
Genossen aus den 70er und 80er Jahren drangsaliert werden, eine Bedrohung nicht nur für mich. 
Natürlich haben sich die bewaffnet kämpfenden Gruppen der Linken damals nicht im luftleeren 
Raum bewegt. Wie mich haben sie viele Genossinnen und Genossen, die ihre eigene 
Widerstandspraxis hatten, berührt, beeinflusst und ihre politische und/oder praktische 
Unterstützung, Solidarität und Kritik herausgefordert. Jetzt aber noch nach 40/50 Jahren Leute mit 
hohen Geldbußen zu belegen und mit Beugehaft zu bedrohen, wenn sie nicht gewillt sind, 
Bundeskriminalamt und Bundesanwaltschaft aus ihrem Leben zu erzählen und weitere Namen zu 
nennen, die dann auch vorgeladen werden sollen und bei den Vorladungen den Gesundheitszustand 
einzelner Genossinnen und Genossen vollkommen zu übergehen, zeigt die Absicht, die Genossen 
zur Abschreckung noch heute stellvertretend für die Geschichte des Widerstands zu strafen. 

Anfang der 90er, am 10. April 1992, erklärte die RAF, dass sie die tödlichen Angriffe auf 
Repräsentanten aus Staat und Wirtschaft für den notwendigen Diskussionsprozess einstellen wird 
und die Eskalation von ihrer Seite aus zurücknimmt.

Zum gleichen Zeitpunkt wuchs die Solidarität mit dem Kampf der politischen Gefangenen und das 
Bedürfnis, sie in den Diskussionen der radikalen Linken dabeihaben zu wollen. Es sah so aus, als 
würde der Staat sich bezogen auf die Forderungen zur Verbesserung der Haftbedingungen und zur 
Freilassung kranker Gefangener in eine positive Richtung bewegen. Sobald aber dem Staatsschutz 
auf höchster Ebene bekannt wurde, dass der Verfassungsschutz mit Klaus Steinmetz einen Spitzel 
mit Kontakt zu Illegalen an der Hand hatte, setzte er sofort wieder auf Eskalation. Gegenüber den 
Forderungen der Gefangenen wurde wieder dichtgemacht. Im März 1993 sprengte die RAF den sich 
kurz vor der Fertigstellung befindlichen Knastneubau in Weiterstadt. Der Staat bereitete gleichzeitig 
eine große Verhaftungswelle vor. Dann schlugen sie in Bad Kleinen zu. Wolfgang Grams wurde 
ermordet und Birgit Hogefeld festgenommen. Die Gefangenen aus RAF und Widerstand wurden 
mit neuen Prozessen und langen Haftstrafen überzogen.

1998 löste sich die RAF aus eigenem Entschluss auf. Sowohl der Staatsschutz als auch seine viel 
zitierten Experten wie Butz Peters oder Alexander Strassner sprachen von bis zu 30 Personen, die 
die RAF in den letzten Jahren ihrer Existenz ausgemacht haben könnten. Sie sagten des öfteren 
ganz offen, dass sie im Grunde keine Ahnung haben. Das soll auch so bleiben. Bei einer ernsthaften 
gesellschaftlichen Aufarbeitung und Auseinandersetzung um die Geschichte geht es nicht um 
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einzelne Personen, sondern um den politischen Inhalt der Auseinandersetzung.

Gefahndet wurde nach 1998 öffentlich nur nach Burkhard Garweg, Volker Staub und mir. Für 
niemanden, ob mit Fahndungslisten gejagt oder nicht, kam es in Frage, sich zu stellen. Von seiten 
des Staates waren klare Fakten gesetzt worden, was uns erwarten würde, wenn sie jemanden von 
uns in die Finger bekämen. An uns hätten sie gerne ihren Siegeszug gegen die RAF und mit ihr 
einem wichtigen Teil des fundamentalen Widerstands der BRD Geschichte zelebriert. Das zeigte 
sich selbst noch fast 30 Jahre später, nach meiner Verhaftung sowohl an meiner Behandlung, 
Vorführung als auch der medialen Begleitung des Ganzen.

So etwas wollten wir uns nicht aussetzen. Also drängte es sich geradezu auf, sich auf keinen Fall 
erwischen zu lassen. Weder wollten wir uns schon jahrelang praktizierten Verurteilungsritualen 
aussetzen. Noch für alle möglichen noch nicht verurteilten Aktionen von RAF und Widerstand 
lange Haftstrafen kassieren. Noch Gefahr laufen, bei einer Verhaftung erschossen zu werden.

In der Illegalität hatten wir die Möglichkeit, als radikale Linke, wenn auch in Grenzen und 
zurückgezogen, in Freiheit weiterzuleben. Hier konnten wir in selbstbestimmten, solidarischen 
Beziehungen mit Genossinnen und Genossen, Freundinnen und Freunden leben und über unseren 
weiteren Weg entscheiden.

Dieser Staat ist kein Freund von politischen Lösungen, sondern ein Freund des Kapitals. Alle 
müssen sich dem unterwerfen. 

Ein so langes Leben in der Illegalität ist aus dieser Geschichte entstanden. Nicht aus Abenteuerlust 
und schon gar nicht zur Bereicherung. Es war in den letzten Jahrzehnten und ist heute eine 
Defensivposition des Widerstands. Auch wenn mir das Leben, dem ich da entrissen wurde, sehr viel 
bedeutete, es gab keinen Plan zu versuchen, sich mit Gewalt und schießend aus der Situation zu 
befreien. Deswegen ist nichts dergleichen passiert.

Als ich das Plädoyer der Staatsanwaltschaft hörte, dachte ich mir, wie viele Pirouetten musste sie 
drehen, um das alles wegzulügen. Im Prozess wird nämlich trotzdem an einer angeblichen 
Tötungsbereitschaft festgehalten, um mit dem Hammer gegen mich aufzutreten. Hier werden alle, 
teils rachsüchtige, vor allem aber herrschaftstechnische Absichten ausgeführt. Dieser Widerspruch 
zeigt: Es geht um eine Dämonisierung, die die Fahndung nach angeblich gemeingefährlichen 
Verbrechern weiter legitimieren und ein Exempel statuieren soll.

Dem stelle ich die Forderung entgegen: Schluss mit der Fahndung nach Burkhard Garweg und 
Volker Straub!

Bezogen auf die hier im Prozess thematisierten psychischen Folgen für einige der Betroffenen der 
Überfälle, schließe ich mich der Aussage von Burkhard Garweg in seinen Grüßen aus der Illegalität 
im Oktober 2024 vollkommen an: »Traumatisierungen von Kassiererinnen und Geldboten sind zu 
bedauern.«
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Nachdem ich im Prozess mitbekommen habe, wie schlecht es einzelnen Betroffenen noch heute 
geht, beispielsweise dem Fahrer Mirko Kramer aus Wolfsburg oder Frau Ulmer aus Bochum, einer 
Kassenangestellten, muss ich sagen, dass sie mir wegen solcher im Prozess aufgeführten 
schwerwiegenden psychischen Verletzungen sehr leid tun.

Bevor ich die Prozessakten gelesen hatte, hätte ich mir Traumatisierungen durch Überfälle eher bei 
Kassenpersonal vorstellen können als bei einem bewaffneten Geldboten. Es ist verwunderlich, dass 
Geldboten keine Ausbildung erhalten, die sie dazu befähigt, berechnend und kühl in so einer 
Situation zu handeln, anstatt total schockiert zurückzubleiben. Gerade wo der Job nur wegen der 
realen Gefahr von Raubüberfällen existiert. Und es ist bemerkenswert, dass sie im Fall eines 
Überfalls erst mal stundenlang alleine oder zu zweit im Auto ausharren müssen. Immer noch zum 
Schutz des Geldes, obwohl schon alles voll mit Polizei ist, anstatt dass sie eine psychologische 
Erstversorgung erhalten hätten. Ich bin erstmals in Zusammenhang mit diesem Prozess damit 
konfrontiert worden, dass Werttransportfahrer und Geldboten von Traumatisierungen sprechen.

Als ich zusammen mit meinen Anwältinnen und Anwälten entschied, die psychischen Folgen bei 
den Zeuginnen und Zeugen im Prozess nicht zu hinterfragen, gab es dafür zwei Gründe. Der 
Hauptgrund dafür war, dass nichts getan werden sollte, was zu einer Retraumatisierung oder 
Verschlechterung beitragen könnte. Es geht hierbei auch um sehr Persönliches, gerade was 
Vorbelastungen aus der Lebensgeschichte der einzelnen Betroffenen angeht. Wir fanden es nicht 
korrekt, öffentlich daran herumzubohren.

Der zweite Grund war, dass ich es für möglich und generell gerechtfertigt halte, falls Betroffene 
sich nach so einem Raub beziehungsweise Raubversuch auf diesem Weg das Recht auf einen 
längeren bezahlten Urlaub genommen hätten. Dass so etwas vorkommt, belegte die Aussage des 
Fahrers Whitley, dessen Chef direkt nach dem Überfall in Duisburg eingriff, um so etwas einen 
Riegel vorzuschieben. Ich erwähne das hier nicht, weil ich das irgendeiner Person, die hier betroffen 
war. unterstellen würde. Es geht mir nur darum, ein Verhältnis klarzumachen: Sowohl 
Kassenpersonal als auch Geld- und Werttransportbedienstete sind Proletarier und keine Feinde.

Es ist bekannt, dass die Arbeitsbedingungen in der Geld- und Werttransportbranche schlecht sind 
und die Arbeit nicht gut bezahlt wird. Dazu passt die Aussage des Fahrers Immes, dass die 
Geschäftsführung sich nach dem Überfall in Stuhr als erstes sofort nach dem Zustand des Autos, 
aber nicht nach dem Befinden der Menschen erkundigte. Es ist erstaunlich, dass manche Geld- und 
Werttransportbesatzungen trotzdem so viel für »ihre« Firma riskieren. Zumal es die Direktive gibt, 
ihr Leben nicht für das Geld riskieren zu müssen.

Der Exsoldat und Fahrer Whitley sagte aus, er hätte womöglich sogar eine Schießerei angefangen, 
hätte er seine Waffe bei sich gehabt. Dass es die Dienstanweisung gibt, den Läufer mit Räubern 
zurückzulassen, falls der Fahrer wegfahren kann, hatte ich schon in einem Artikel nach der Sache in 
Wolfsburg gelesen. Allerdings habe ich das nicht für voll genommen, sondern nur als Behauptung 
des Firmenchefs, um seinen Fahrer, der für die Firma immerhin einen Haufen Geld gerettet hatte, in 
der Öffentlichkeit in Schutz zu nehmen. Denn dass er seinen Kollegen im Stich gelassen hatte, 
wurde anfangs in der regionalen Presse moralisch angezweifelt. Erst, nachdem der Verdacht 
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geäußert wurde, der versuchte Raub sei von der heraufbeschworenen ehemaligen RAF durchgeführt 
worden, wurde in der Presse aufgedreht und von skrupellosen und brutalen Räubern geschrieben. 

Als ich in den Akten von der posttraumatischen Belastungsstörung des Fahrers Immes aus Stuhr las, 
kam mir das von Anfang an schlüssig vor. Obwohl meine Anwältinnen und Anwälte etliche Male 
verdeutlicht haben, dass nicht auf ihn gezielt worden war und es sogar Teil seiner Therapie war, zu 
realisieren, dass ihn niemand töten wollte, bleibt stehen, dass er es so empfunden hat und er schwer 
schockiert war, zumal er sich in einer Situation befand, die für jemanden, der Probleme in kleinen 
geschlossenen Räumen hatte, schon alleine durch das Eingeschlossensein ein Horror sein musste. 
Mirko Kramer, dem Fahrer in Wolfsburg, habe ich anfangs beim Lesen der Akten kein Wort 
abgenommen.

Er hatte nur Sekunden mit der Überfallsituation direkt zu tun. Er hatte sogar den Räubern ein 
Schnippchen geschlagen und war schnell aus der konkreten Gefahrenzone heraus gewesen. Ich habe 
erst kurz vor seiner Aussage im Prozess begriffen, dass ihn tatsächlich etwas völlig aus der Bahn 
geworfen hatte. Der Auslöser war der Überfall, weil er dadurch erst in diese Situation kam, sich 
entscheiden zu müssen. Um das Geld der Chefs zu sichern, hat er sich für die Dienstanweisung 
entschieden, seinen Kollegen mit den Räubern stehenzulassen. Dieser sagte dazu, Herr Kramer 
hätte korrekt nach Dienstanweisung gehandelt, aber sagte auch sinngemäß, dass diese 
Dienstanweisung menschlich nicht korrekt ist. Genau das denke ich auch. Es ist Kapitalismus pur. 
Er selbst sagte dazu: »Ich musste mir anhören, das Geld ist wichtiger als die Person«. Das bringt es 
auf den Punkt.

Den Aussagen des Fahrers in Cremlingen, Michael Sohn, habe ich entnommen, dass im 
Kollegenkreis nach dem Überfall nicht auf Kramer zugegangen wurde. Selbst in der Presse wurde 
sein Handeln angezweifelt. Ich denke, er hatte selbst Zweifel daran. Nachdem er das Auto der 
Räuber hat wegfahren sehen, ist er zurückgefahren, um nach seinem Kollegen zu schauen. Es ist 
lebhaft vorstellbar, wie sehr ihm der Schrecken eingefahren sein muss, als er ihn zuerst nirgends 
entdecken konnte. Wie ich vorher schon gesagt habe, hat er mir sehr leid getan, als ich gesehen und 
gehört habe, wie schlecht es ihm seither ging. Ich hoffe, dass es ihm bald wieder besser gehen wird. 
Auch der Fahrer Immes aus Stuhr tat mir sehr leid. Weil er sein Leben als bedroht empfunden und 
unter diesem Schock sehr lange Zeit gelitten hat.

Im Kapitalismus werden das Eigentum und das Geld der Reichen mit massivem Aufwand vor der 
Bevölkerung geschützt. Umgekehrt werden in den Fällen von »Weißer-Kragen-Kriminalität« wie 
beispielsweise bei der Cum-Ex-Affäre, bei der eine Beute von 30 Milliarden Euro gemacht wurde, 
um Reiche noch reicher zu machen, vom Staat und der Justizstruktur mit Behinderung effektiver 
Ermittlungen die Kriminellen geschützt.

Sicher wird es immer wieder Situationen geben, in denen Menschen auf Grund von Verfolgung oder 
mangels anderer Möglichkeiten zu überleben, dazu gezwungen sein werden, als nicht Besitzende 
Geld rauben zu müssen. In der Geschichte der Linken gab es oft diese Notwendigkeit. Mit 
Leichtigkeit oder Abenteuer hat das nichts zu tun. Auf jeden Fall sind alle Möglichkeiten, an Geld 
zu kommen, vorzuziehen, bei denen die Gefährdung von Menschen so gering wie möglich gehalten 
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werden kann. Letztlich geht es aber darum, Verhältnisse zu schaffen, in denen für Menschen keine 
Notwendigkeit mehr besteht, irgendwie an Geld kommen zu müssen, um zu überleben. Sei es durch 
sich bei der Lohnarbeit ausbeuten zu lassen, durch illegale Arbeit, Selbstausbeutung oder durch 
Raub und Diebstahl. Viel lieber, als sich mit der Überlebenssicherung als Besitzlose zu befassen, 
hätten wir unsere Energie jederzeit in so viel Sinnvolles gesteckt, in Aufbauendes, in politische 
Auseinandersetzungen, in das Lernen von Nützlichem zusammen in Freundschaften. Wir alle haben 
viele Interessen und Fähigkeiten, die unter anderem damit zu tun haben können, Antworten auf die 
Fragen der Zeit zu suchen, wie die Raserei der Zerstörung und Kriege zu stoppen und dagegen eine 
andere Realität aufzubauen ist. 

Einige Zeit, nachdem sich dieser Überfall in Stuhr ereignet hatte, wurden Volker, Burkhard und ich 
öffentlich wegen Mordversuch verfolgt. 

Mehrere Jahre stießen die Staatsanwaltschaft und das LKA Niedersachsen offensichtlich auf keine 
brauchbaren Spuren, weshalb sie verbissen nach 2023 wieder mächtig aufdrehten. Mit 
Vernehmungen von x wievielen alten Freundinnen, Freunden und Bekannten, Durchsuchungen bei 
Eltern und sonstigen Verwandten, Aufrufen in »Aktenzeichen XY« und weiteren Reportagen, und 
schickten ihre Trupps jedem Hinweis hinterher. Sie sind dabei leider auf mich gestoßen. Seitdem 
brachte die Staatsanwaltschaft Schrecken in das Leben von Freundinnen und Freunden und wieder 
Geschwistern, Eltern, in Nachbarschaften, dem Bauwagenplatz mit regelrechten Aufmärschen, ohne 
jede Rücksichtnahme auf die Verursachung von Traumata. Aber das sind legale Überfälle, die von 
der Klassenjustiz gewollt sind und selbstverständlich nicht verfolgt werden. Damit haben die 
Ankläger keine moralischen Probleme. Die Staatsanwaltschaft hat im Laufe des Prozesses deutlich 
gezeigt, dass es ihr keineswegs um das Wohlergehen der Zeugen bzw. von überfallenen Betroffenen 
geht. Warum sonst bohrte sie bei Vernehmungen immer wieder nach, wenn Zeugen aussagten, dass 
es ihnen nach den jeweiligen Überfällen nicht so schlecht ging. Dass sie relativ schnell darüber 
hinwegkamen, da wurde auch durchaus mal pampig nachgesetzt, wenn jemand sagte, »es war ja 
klar, es ging nicht gegen mich«. Die Staatsanwaltschaft hätte gerne in jedem Fall etwas anderes 
gehört. Wie groß muss die Enttäuschung gewesen sein, dass der extra für viele Nebenkläger 
reservierte Platz nicht voll besetzt war? Denn die Betroffenen sind für sie nur Mittel zum Zweck, 
um ein möglichst hohes Urteil gegen mich erreichen zu können sowie die Fahndung nach Burkhard 
und Volker weiterzutreiben. Dafür wären ihr offensichtlich mehrere retraumatisierte, 
schwergeschädigte Betroffene deutlich lieber gewesen. 

Dazu passt es auch, dass in diesem Prozess seitens der Anklage so getan wird, als sei es 
vollkommen egal, wie sich Räuberinnen und Räuber verhalten, Es scheint sie sogar eher 
aufzubringen, wenn davon die Rede ist, dass deren Verhalten gegenüber den Betroffenen höflich 
und beruhigend war. Ich finde das abgründig, denn selbstverständlich ist es weder für Überfallene 
noch für Räuber, egal wie sich verhalten wird, Ganz im Tenor der Anklage hat sich das Gericht nun 
vor ein paar Wochen bei der Ablehnung eines Antrags meiner Verteidigung eingeschaltet, da wurde 
behauptet, wer Überfälle macht, kalkuliert schwere Retraumatisierung mit ein, denn es sei ja 
bekannt, überall traumatisierte Menschen anzutreffen seien, von Geldboten, Werttransportern, 
Kassiererinnen bis zum Spezialkommando und allen zufälligen Anwesenden sowieso. Auch bei 
Soldaten und Polizisten sei es bekanntermaßen schon zu Traumatisierungen gekommen. Letzteres 
war mir tatsächlich schon bekannt und zwar, wenn sie in Situationen gekommen waren, in denen 
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Menschen, auch Kolleginnen und Kollegen, bei Einsätzen umgekommen waren, wenn sie selbst an 
Massakern beteiligt waren oder Zeugen davon wurden. 

Solche Traumatisierten würde ich weder beim Polizeidienst noch als bewaffnete Geldbotin 
erwarten, sondern in psychologischer Behandlung oder in Positionen, die zur Genesung geeignet 
sind. Aber was soll damit eigentlich ausgesagt werden? Es schwingt auch hier diese fatale 
Behauptung mit, es sei egal, ob Menschen bei solchen Überfällen brutal gewalttätig und aggressiv 
auftreten oder nicht, denn wenn sie auf Traumatisierte treffen, sei es sowieso das gleiche? Wie 
verantwortungslos und falsch sind solche Aussagen! Aber darüber hinaus: Was sagt das über den 
Zustand dieser Gesellschaft aus, wenn wir heute auf Schritt und Tritt auf traumatisierte und 
psychisch verletzte Menschen treffen, also nicht als seltene Ausnahme, sondern als zunehmende 
Regel? Es stimmt mit der permanent propagierten Kriegsertüchtigung und Militarisierung dem 
Hochhalten des Rechts des militärisch Stärkeren in den internationalen Auseinandersetzungen um 
Macht und den Zugriff auf Rohstoffe und Land geht das Erstarken der Rechten und die Ausbreitung 
faschistoiden Denkens einher. Gewaltverherrlichende und patriarchale Vorstellungen werden 
gestärkt. 

Seit der »Zeitenwende« sind Femizide, Vergewaltigungen, sexualisierte Gewalt - auch bei 
Polizeieinsätzen – allgegenwärtig. In der Isolation während der Coronazeit nahmen die 
patriarchalen Gewaltausbrüche in den Familien zu. Dies sind ganz offensichtliche Quellen für 
Traumatisierungen. Ansonsten passiert so vieles, das immer mehr Menschen mit einer großen 
Unsicherheit und wachsender Angst vor der Zukunft erfüllt. Jeden Tag wird über die bürgerlichen 
Medien und mit Sicherheit auch massiv im Internet verbreitet, dass das Geld, das eigentlich für 
Soziales und Ökologisches, für Gesundheit, Bildung und Kultur gebraucht würde, jetzt in die 
Aufrüstung gesteckt wird. Das kalte Aussortieren wird immer bestimmender in den Diskussionen 
der Mainstream Medien — Berechtigung auf Hilfe und Versorgung soll für immer größere Teile der 
Gesellschaft nicht mehr existieren. Diejenigen, die kein Geld für Privatversicherungen haben, 
werden bedroht, immer reduzierter medizinisch versorgt zu werden - und - eine teure Therapie für 
Opa, das lohnt sich doch nicht mehr! 

Geflüchtete sollen sonst wohin abgeschoben werden bzw. gleich - auch gewalttätig - draußen 
gehalten werden. , sie werden gerade irgendwo in der Wirtschaft gebraucht. 

In der Krise setzen die kapitalistischen westlichen Staaten nach außen auf Aggression und nach 
innen auf die Zurichtung der Gesellschaften, auf zunehmende soziale Verrohung. Dafür wird 
Geringschätzung eines wachsenden Teils der Bevölkerung, der als unnütz diffamiert wird, 
propagiert. 

Soziale Forderungen, ein soziales Umgehen, Inklusion und Fürsorge werden als 
wirtschaftsgefährdend - und das meint in Wirklichkeit Profitwachstum gefährdend - angegriffen. 
Das Wort »Reform« steht heute für staatliche Schritte in Richtung Abschaffung des Sozialstaates. 

Der Staat unterdrückt heute durch Spaltung, Repression, Angst. Das funktioniert in einer Zeit, in der 
Tausende mit dem Verlust ihres relativen Wohlstands bedroht sind, also befürchten müssen, sich 
bald selbst auf der Seite der als »Schmarotzer« Beschimpften wiederzufinden und auf 
Unterstützung angewiesen zu sein, die gerade schon zusammengestrichen wird. 
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Es ist die Frage, ob das bei Vielen dazu führt, sich dazu erpressen oder ködern zu lassen, jeden 
Dreck für die Kriegsmaschinerie zu produzieren oder ob in den Auseinandersetzungen darum 
endlich diejenigen wahrgenommen werden, die Vorschläge für eine andere zivile und ökologische 
Produktion schon lange ausgearbeitet haben und ob sich daran gemeinsam organisiert und 
durchgesetzt werden kann. 

Jugendliche sollen sich mit einer Zukunftsperspektive als Kanonenfutter abfinden. Obwohl 
Friedensforscher schon x-mal die Kriegsabsicht beziehungsweise Fähigkeit Russlands gegenüber 
der NATO widerlegt haben, werden diese weiterhin als Begründung für die Konzentration auf 
Militarisierung und die enorm erhöhten Ausgaben für das Militär und die Rüstungsindustrie und die 
fortgesetzte Befeuerung des Ukraine-Krieges durch die immensen Waffenlieferungen der Nato 
benutzt. 

Das Gefühl, keine Entscheidungsmöglichkeiten zu haben, bereitet sich aus. Wenn als einzige 
Perspektive das Ja zum Krieg und zur Verarmung, einem Weiter-So mit Naturzerstörung und 
Klimakatastrophe dasteht, erzeugt das Verzweiflung. Seit zweieinhalb Jahren wird in aller Brutalität 
weltweit sichtbar demonstriert, wie durch Vertreter der bis vor kurzem noch sich 
»Wertegemeinschaft« nennenden westlichen Regierungen mit Menschen umgegangen wird, die 
imperialistischen und kapitalistischen Interessen im Weg sind - nämlich am permanent weiter 
geführten Genozid an der palästinensischen Bevölkerung in Gaza sowie der ethnischen Säuberung 
durch blanken Terror im Westjordanland und nun auch im Libanon und Iran mit brutalster 
Zerstörung durch den Krieg Israels und den USA. Es ist die deutsche Regierung, die das 
bekanntermaßen durch Waffenlieferungen‚ Geschäftsbeziehungen und politische Verbeugungen 
unterstützt und diejenigen, die sich dem entgegensetzen, verfolgt. Mit einem Bundeskanzler, der zur 
aggressiven Kriegsführung Israels schon vor der nun neuen völkerrechtswidrigen Kriegsausweitung 
bemerkte, es sei »Drecksarbeit, die Israel für uns macht.« 

Es stimmt also, wenn das Gericht feststellt, dass die Straßen voll von Traumatisierten sind, das sind 
sie durch Armut, Rassismus, Patriarchat, Polizeigewalt und imperialistische Kriege. Das mir 
vorzuwerfen instrumentalisiert das Elend und soll eine lange Haftstrafe begründen. 

Die Überwindung der massenhaften Traumata erfordert sofortige, aber auch tiefgreifende 
Veränderungen und zwar international. Denn es liegt auf der Hand, dass das Ausmaß der Traumata 
in den Ländern, die schon seit Jahren mit Krieg überzogen werden, wie Sudan, Palästina, Syrien, 
Libanon, Iran, Ukraine oder die der Erdrosselung durch Sanktionen ausgesetzt sind wie Kuba, 
unvorstellbar drastischer sein muss. 

Das können doch wirklich alle sehen und verstehen! Im Grunde wissen es die meisten. 

Doch leider haben viele mehr Angst vor Schritten in eine andere soziale Gesellschaft, die unbekannt 
wäre, als vor der deutlich am Horizont drohenden umfassenden Zerstörung der Lebensbedingungen 
bei einem »Weiter so!« Es braucht dringend einen »System-change«, denn dem Kapitalismus wohnt 
über Konkurrenz, Ausbeutung und Unterdrückung hinaus auch Faschismus, Rassismus, Krieg, 
gewalttätiges Machtgebaren im politischen System und zwischen den Menschen, patriarchale 
Gewalt gegen Frauen und Queers, gegen Menschen mit Behinderung sowie die Zerstörung der 
Natur inne. 
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All das tritt je nach Zustand der kapitalistischen Krise mehr in den Hintergrund oder mehr in den 
Vordergrund. Deshalb werden wir diese Leidensgeschichte erst hinter uns lassen, wenn wir dieses 
System überwunden haben. Im Moment befinden wir uns an einem extrem zerstörerischen Punkt 
dieser Krise. Die alte, falsche Weltordnung verliert ihre Hegemonie - endlich - denn sie ist absolut 
ungerecht gegenüber der großen Mehrheit der Menschheit. Aber deshalb schlägt sie wild um sich. 
Für uns ganz unmittelbar muss es um die Umkehr, weg von Kriegsertüchtigung und Militarisierung, 
weg von Aggression nach außen und der Repression und der Erniedrigungen nach innen, der 
sozialen Kälte, der Komplizenschaft bei den weltweiten kapitalistischen und imperialistischen 
Verbrechen gehen. 

Stopp der völkerrechtswidrigen Kriege und imperialen Gewalt! Stopp der unterdrückenden 
Sanktionen, die Hunger, Verwüstung und Millionen von Toten zum Ergebnis haben! 

Stattdessen muss es um die Konzentration auf ökologisch sinnvolle Produktion gehen, die nicht auf 
den Profit für die wenigen ausgerichtet ist, sondern auf das Wohlbefinden aller und den Umbau der 
Gesellschaft in einer Weise, durch die Menschen international sozial abgesichert und in 
Geborgenheit leben können. 

»Die Alternative ist weltweit unsere Aufgabe und ist ein Sozialismus, der reich sein könnte an 
historischen Erfahrungen und auch durch die Überwindung der großen und der kleinen Fehler der 
Geschichte der großen und der kleinen Revolutionsversuche, der Stadtguerillas, der Anarchisten, 
der Kommunisten, der Sozialrevolutionäre und der antipatriarchalen und antikolonialen Kämpfe 
und Bewegungen. Dies zu erreichen entscheidet letztlich darüber, ob Leben auf diesem Planeten 
weiter möglich sein wird und unter welchen Bedingungen. Wir befinden uns global an einem 
kritischen Punkt. Die Frage an uns alle weltweit nach der Alternative zum Kapitalismus und den 
systemischen wie auch unseren Prozessen dahin ist existentiell und nicht aufschiebbar. « Burkhard 
Garweg im Grußwort an die Rosa Luxemburg-Konferenz im Januar 2026. 

Die Spur davon lebt in all den verschiedenen Widerstandsaktivitäten derer. 

• die wissen, dass die Jugend, die Nichtreichen und Nichtmächtigen in der Bevölkerung 
diejenigen sind, die im Krieg für Macht und Rohstoffe als Kanonenfutter herhalten sollen 
und sich deshalb gegen Militarisierung, Wehrpflicht und Aufrüstung, also gegen den Krieg 
stellen, 

• die es ablehnen, für die Interessen des Kapitals ihr Leben zu geben oder das Anderer zu 
nehmen und die nicht akzeptieren, dass die Ressourcen statt für die Bevölkerung für Waffen, 
Militär, Polizei und den Profit der Konzerne da sein sollen, 

• die Militarisierung nicht hinnehmen, weil ihnen bewusst ist, dass in einer militarisierten 
Gesellschaft Gewalt gegen Frauen, Queers, Transmenschen und Menschen mit Behinderung 
zwangsläufig weiter zunehmen wird, 

• die sich als Schülerinnen und Schüler direkt mit Schulstreiks gegen eine Zukunft als 
Kanonenfutter zur Wehr setzen, 

• die ihre Solidarität und ihren Internationalismus imperialer Politik und Verbrechen 
entgegensetzen und die staatliche Gewalt, die der Kampf um Macht und Rohstoffe im 
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Kapitalismus braucht und von den Mächtigen immer offener vertreten und rücksichtsloser 
eingesetzt wird, nicht hinnehmen, 

• die sich nicht beugen, obwohl sie als Jüdinnen und Juden allen voran vom deutschen Staat 
und Medien massiv als angeblich antisemitisch angegriffen werden, weil ihnen in Zeiten des 
internationalen Widerstands gegen die extreme Gewalt gegen Palästinenserinnen und 
Palästinenser das Recht genommen werden soll, den israelischen Siedlerkolonialismus und 
die Apartheitspolitik gegen die palästinensische Bevölkerung, den Zionismus abzulehnen 
oder auch nur in Frage zu stellen, sowie die Komplizenschaft Deutschlands bei 
Kriegsverbrechen und Genozid zu benennen, 

• die als Aktivistinnen/Aktivisten, Demonstrantinnen/Demonstranten, 
Journalistinnen/Journalisten, Künstlerinnen/Künstler und 
Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftler auf ihren Widerspruch dazu bestehen, obwohl als 
deutsche Staatsräson die unverbrüchliche Unterstützung jeder noch so terroristischen Politik 
Israels festgelegt wurde und alle, die sich dem entgegenstellen, Ausgrenzung und 
Kriminalisierung droht, 

• die Antisemitismus bekämpfen und selbstverständlich davon ausgehen, dass dies mit der 
Bekämpfung von Rassismus überhaupt zusammengehört, 

• die angesichts sich verschärfender Ungleichheit, Armut, Ausbeutung, nicht mehr bezahlbarer 
Mieten, Massenobdach- und Arbeitslosigkeit das kapitalistische System in Frage stellen und 
unmittelbar jetzt die Abschaffung des Systems der Profitwirtschaft mit Wohneigentum 
fordern, 

• die der Politik des andauernden gepuschten Rassismus, Nationalismus und der Ausgrenzung 
der von sozialer Sicherung schon abgehängter Menschen eine Politik der Solidarität und den 
Kampf gegen Sozialabbau entgegensetzen; denn die einzige Möglichkeit zu 
verhindern‚ dass sich immer größere Teile der Bevölkerung nach rechts bewegen, und die 
Faschisierung der sich im Niedergang befindlichen alten Kolonialstaaten und den USA zu 
stoppen, ist es, der rassistischen Hetze und einer Politik, die generell auf Spaltung und der 
Einladung beruht, sich selbst zu retten, indem man jeweils die weiter unten in der 
Gesellschaft Stehenden wegtritt, anstatt sich nach oben gegen die Macht zu wehren, eine 
radikale linke Perspektive, die fassbare positive Veränderungen im Leben für die Vielen 
bringt, entgegen zu stellen, 

• die sich organisieren, um die schrittweise Zerstörung und Militarisierung der 
Gesundheitsversorgung aufzuhalten, 

• die sich direkt gegen Nazis stellen und Schutz organisieren und die zugleich sagen, dass es 
damit nicht getan ist, weil der Faschismus im Kapitalismus begründet ist, 

• die der im Kapitalismus zwangsläufigen ökologischen Zerstörung der Welt entgegentreten 
und sich für eine Organisierung der Menschheit einsetzen, die eine nachhaltige ökologische 
Produktion und damit das Überleben der Menschheit und der Natur ermöglichen wollen, 
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• die angesichts von Systemen der Repression und Gefängnissen an unserer Seite, an der Seite 
der Gefangenen stehen und mit uns eine Perspektive der Freiheit fordern und schließlich die 
Abschaffung der Gefängnisse, 

• die nach Jahrzehnten des Kampfes zum Schutz des Lebens von Mumia Abu Jamal, der 
schon seit 48 Jahren politischer Gefangener in den USA ist - nicht aufgeben und voller 
Solidarität alles daran setzen, seine Freiheit zu erkämpfen. 

Das sind längst nicht alle der vielfältigen Widerstandsaktivitäten, die sich heute und in den letzten 
Jahren an so vielen Widersprüchen entwickelt haben oder teilweise schon lange bestehen - wie die 
feministische und heute queerfeministische Organisierung gegen patriarchale Gewalt, die vielen 
Initiativen gegen das immer perfektere repressive Abschottungssystem an den Grenzen zur Abwehr 
von Geflüchteten, die dringend Hilfe benötigen, die Flottillas nach Gaza und Kuba, um das 
Aushungern und die Abschottung zu durchbrechen, die Hafenblockaden gegen Waffenlieferungen 
nach Gaza und gegen Militarisierung und Solidaritätsstreiks italienischer und griechischer 
Arbeiterinnen und Arbeiter mit der palästinensischen Bevölkerung und ihrem Kampf gegen 
Besatzung und Vertreibung, die Proteste gegen die steigende Zahl von polizeilichen Todesschüssen 
gegen schwarze Menschen, nichtdeutsch oder unangepasst wirkender Menschen. 

Auch wenn ich - zum Glück - gar nicht alles aufzählen kann, was getan wird, wollte ich wenigstens 
einen Teil davon nennen, weil es so wichtig ist, daran zu denken, an den Zielen und Gedanken zur 
Befreiung dranzubleiben und sich nicht durch die offen zur Schau getragene Brutalität der 
Herrschenden in Sprachlosigkeit herunterdrücken zu lassen. So wie es bei allen unterschiedlichen 
Initiativen um die konkrete Wirkung gegen die jeweiligen Verbrechen und um die Verteidigung von 
»Oasen menschlicher Kooperation« und gleichzeitig deren Ausweitung und Weiterentwicklung 
auch innerhalb der eigenen Initiativen geht, so sehr kommt es darauf an, wie alle zusammen zu 
einer gemeinsamen Kraft kommen werden, die die Entwicklung zum 3. Weltkrieg und was er schon 
im Vorlauf mit sich bringt, stoppen kann. Denn durch diesen Krieg sind alle positiven Ansätze und 
Ideen international essentiell bedroht. 

Auch wenn diese Kraft noch nicht existiert, sind es doch alle diese Kämpfe, die ihre Entwicklung 
zumindest ermöglichen und die mir Hoffnung geben. 

Das ist auch diese Hoffnung auf meine und unsere Freiheit und schließlich auch die Freiheit aller 
und auf eine Welt, die jede Form von Unterdrückung hinter sich lässt. Eine Welt, in der keine 
Gefängnisse fort existieren, weder in der Form vielfältiger und miteinander verschränkter 
Gewaltverhältnisse, noch in der Form aus Beton, Stein und Stahl, in denen Menschen hinter Mauern 
und Stacheldraht einfach weggesperrt werden. 

Eine Welt, in der die Menschen einander zugewandt sowie im Einklang mit allen anderen 
Lebewesen der Natur leben können. 

Wirklich frei sein können wir erst, wenn alle frei sind. 
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